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Der Bundesrat hat am 11.7.2014 dem Gesetz zur Anpassung des nationalen Steuerrechts an den Beitritt Kroatiens zur EU und zur

Änderungweiterer steuerlicher Vorschriften zugestimmt. In diesemGesetz enthalten ist u. a. auch die Neuregelung zum umsatz-

steuerlichen Leistungsort für Telekommunikationsleistungen, Rundfunk- und Fernsehleistungen und bei auf elektronischem

Weg erbrachten Leistungen an Nichtunternehmer (vgl. Abschn. 3a.12 UStAE). Ort der Leistung ist ab 1.1.2015 nicht mehr der Sitz

des Unternehmers, sondern der Wohnort des Empfängers der Leistung. Mit der Änderung verbunden ist das sog. „Mini-One-

Stop-Shop“-Verfahren, § 18 Abs. 4e UStG. Durch dieses Verfahren hat der Unternehmer die Möglichkeit, die Umsätze in dem EU-

Staat zu erklären, in dem er ansässig ist. Zu diesem Zweck sind vierteljährliche Erklärungen (§ 16 Abs. 1b UStG) über ein Internet-

portal der zuständigen nationalen Behörde (in Deutschland das BZSt) zu übermitteln. Die Erklärung muss bis zum 20. Tag nach

Quartalsende übermittelt werden. Auch die Zahlung erfolgt im Ansässigkeitsstaat, die zuständige Behörde übernimmt dann die

Verteilung auf die einzelnen Staaten. Die Teilnahme an der Sonderregelung können deutsche Unternehmer auf elektronischem

Weg beim Bundeszentralamt für Steuern beantragen. Dies ist ab dem 1.10.2014 mit Wirkung zum 1.1.2015 möglich und gilt

einheitlich für alle Staaten der EU. Für Anträge deutscher Unternehmer stellt das Bundeszentralamt für Steuern ein Online-Portal

zur Verfügung (weitere Informationen unter www.bundesfinanzministerium.de).

Entscheidungen
Amtliche Leitsätze
EuGH: MwSt – Leasingumsätze – Gemischt

genutzte Gegenstände und Dienstleis-

tungen – Regel für die Bestimmung des

abzuziehenden Vorsteuerbetrags

Art. 17 Abs. 5 Unterabs. 3 Buchst. c der Sechsten

Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17.5.1977

zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der

Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern – Ge-

meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche

steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ist dahin

auszulegen, dass er es einem Mitgliedstaat unter

Umständen wie denen des Ausgangsverfahrens

nicht verbietet, eine Bank, die u. a. Leasingtätig-

keiten ausübt, zu verpflichten, im Zähler und im

Nenner des Bruchs, der dazu dient, für die Ge-

samtheit ihrer gemischt genutzten Gegenstände

und Dienstleistungen einen einheitlichen Pro-ra-

ta-Satz für den Vorsteuerabzug zu bestimmen,

nur den Anteil der von den Kunden im Rahmen

ihrer Leasingverträge gezahlten Raten aufzufüh-

ren, der auf die Zinsen entfällt, sofern die Nut-

zung dieser Gegenstände und Dienstleistungen

vor allem durch die Finanzierung und die Ver-

waltung dieser Verträge verursacht wird, was

vom vorlegenden Gericht zu prüfen ist.

EuGH, Urteil vom 10.7.2014 –

C-183/13 (Banco Mais SA)

Volltext:BB-ONLINE BBL2014-1749-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH:Befugnis einer imEU-Ausland

niedergelassenenSteuerberatungsgesell-

schaft zurgeschäftsmäßigenHilfeleistung in

Steuersachen–EuGH-Vorlage

Dem EuGH werden folgende Fragen zur Vorab-

entscheidung vorgelegt:

1. Steht Art. 5 der Richtlinie 2005/36/EG einer

Einschränkung der Dienstleistungsfreiheit für

den Fall entgegen, dass eine nach den Rechts-

vorschriften eines Mitgliedstaats gegründete

Steuerberatungsgesellschaft im Mitgliedstaat ih-

rer Niederlassung, in dem die steuerberatende

Tätigkeit nicht reglementiert ist, eine Steuerer-

klärung für einen Leistungsempfänger in einem

anderen Mitgliedstaat erstellt und an die Finanz-

behörde übermittelt, und in dem anderen Mit-

gliedstaat nationale Vorschriften vorsehen, dass

eine Steuerberatungsgesellschaft für die Befug-

nis zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuer-

sachen einer Anerkennung bedarf und von Steu-

erberatern verantwortlich geführt werden muss?

2. Kann sich eine Steuerberatungsgesellschaft

unter den in der Frage zu 1. genannten Umstän-

den mit Erfolg auf Art. 16 Abs. 1 und 2 der Richt-

linie 2006/123/EG berufen, und zwar unabhän-

gig davon, in welchem der beiden Mitgliedstaa-

ten sie die Dienstleistung erbringt?

3. Ist Art. 56AEUVdahin auszulegen, dass er unter

deninderFragezu1.genanntenUmständeneiner

Einschränkung der Dienstleistungsfreiheit durch

im Mitgliedstaat des Leistungsempfängers gel-

tendeVorschriftenentgegensteht,wenndieSteu-

erberatungsgesellschaft nicht im Mitgliedstaat

desLeistungsempfängersniedergelassen ist?

BFH, Entscheidung vom 20.5.2014 – II R 44/12

Volltext:BB-ONLINE BBL2014-1749-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Auswärtstätigkeit im Ausland –

Werbungskostenabzug

1. Ein Arbeitnehmer, der zunächst für drei Jahre

und anschließend wiederholt befristet von sei-

nem Arbeitgeber ins Ausland entsandt worden

ist, begründet dort keine regelmäßige Arbeits-

stätte i. S. des § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 EStG, auch

wenn er mit dem ausländischen Unternehmen

für die Dauer des Entsendungszeitraums einen

unbefristeten Arbeitsvertrag abgeschlossen hat.

2. Wird der Arbeitnehmer bei seiner Auswärtstä-

tigkeit von Familienangehörigen begleitet, sind

Aufwendungen für Übernachtungen nur anteilig

als Werbungskosten nach § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG

zu berücksichtigen.

BFH, Urteil vom 10.4.2014 – VI R 11/13

Volltext:BB-ONLINE BBL2014-1749-3

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Keine Zollbefreiung für eine wässrige

Lösung der Etidronsäure

1. Aus Anmerkung 1 Buchst. d zu Kapitel 29 KN,

wonach zur Position 2931 KN „andere orga-

nisch-anorganische Verbindungen“ auch wässri-

ge Lösungen gehören, ergibt sich nicht die Zoll-

befreiung einer wässrigen Lösung der unter CAS

RN 2809-21-4 genannten Etidronsäure.

2. Eine wässrige Lösung von Etidronsäure fällt

nicht unter die in Anhang 3 des Teils I Titel II C

Nr. 1 Ziff. 1 KN gelistete CAS RN 2809-21-4 (Eti-

dronsäure). In dieser Liste aufgeführte Substan-

zen sind nur in ihrer reinen Form zollbefreit. Der

Wassergehalt der Lösung ist nicht Teil der reinen

Etidronsäure und keine – der Zollbefreiung un-

schädliche – bei der chemischen Herstellung des

Endproduktes verbliebene Verunreinigung.

BFH, Urteil vom 23.4.2014 – VII R 27/13

Volltext:BB-ONLINE BBL2014-1749-4

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Vorabentscheidungsersuchen zur

Einreihung einer Aminosäuremischung als

Arzneiware oder Nährstoffzubereitung

Dem EuGH werden folgende Fragen zur Vorab-

entscheidung vorgelegt:

1. Handelt es sich bei Aminosäuremischungen

wie denen des Streitfalls, aus welchen (in Verbin-

dung mit Kohlehydraten und Fetten) ein Nah-

rungsmittel hergestellt wird, mit dem ein grund-

sätzlich lebensnotwendiger, in der normalen Er-

nährung vorhandener, im Einzelfall aber allergie-

auslösender Stoff ersetzt wird und dadurch

allergiebedingte Gesundheitsbeeinträchtigun-

gen vermieden und die Linderung oder sogar

Heilung bereits eingetretener Schäden ermög-

licht werden, um eine zu prophylaktischen oder
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